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Wer bezahlt Ulbrichts Mißwirtschaft?
Ein Rechenschaftsbericht, der zu denken geben sollte

Für die SED-Agitatoren und Betriebsfunktionäre ist in diesen 
Tagen eine peinliche Situation entstanden: Sie haben Auftrag, 
auf Betriebsversammlungen die neuen Planverpflichtungen fest­
zulegen und die Erfüllung der Betriebskollektivverträge zu dis­
kutieren. Und dies unmittelbar nach der Rechenschaftslegung 
des 1. SED-Sekretärs, der zum ersteh M ale seit Bestehen der 
SED-Begierung die Situation der Zonenindustrie m it einigen 
echten Zahlen beleuchtete.'D ieser Ulbrichtsche Rechenschafts­
bericht ist nicht nur deshalb einer näheren Betrachtung wert, 
w eil er alles das, was w ir  im letzten Jahr berichteten, fast 
wörtlich bestätigen mußte, sondern er beantwortet auch d ie in 
diesen Tagen  von jedem  Sowjetzonen-Arbeiter gestellte F rage : 
H at es einen Sinn, den neuen SED-Fünf jahresplan zu unter­
stützen?

Sowohl fü r die SED als auch 
fü r die Bevölkerung hängt v ie ­
les von dieser Frage ah. Der 
SED geht es darum, die Zonen­
industrie innerhalb der näch­
sten Jahre in ih rer Struktur 
v ö llig  zu verändern und die re i­
bungslose Überführung dieser 
Industrie in den W irtschafts­
block der Volksdemokratien zu 
gewährleisten. Gelingt ih r die­
ses, ist sie ein vo llw ertiger Be­
standteil des Sowjetblocks, und 
niemand in Moskau dächte 
mehr daran, die SED und ihr 
System auf dem eventuellen 
Verhandlungstisch einer W ie ­
dervereinigung zu opfern.

Zeit zum Handeln
F ü r die Zonenbevölkerung 

aber geht es darum, diesen 
Plan  der SED zu durchkreuzen, 
und die Exekutive dazu lieg t in 
der Hand der Arbeiter in  den 
Großbetrieben: Je w en iger V er­
pflichtungen fü r das kommende 
Plan jahr 1957 abgegeben w er­
den, je  hartnäckiger sich die 
A rbeiter einer- Änderung der 
ohnehin überhöhten Normen 
widersetzen, um so eher ist die 
SED gezwungen, ihre verderb­
lichen Pläne zurückzustecken. 
W er jetzt den Agitatoren auf 
den Leim  geht, sich einschüch­
tern und zu neuen Produktions­
verpflichtungen -überreden läßt, 
verzichtet auf das sicherste

Druckmittel gegen die SED. Es 
g ilt  im Gegenteil, auf allen kom­
menden Betriebsversammlun­
gen fo lgende D inge zu klären:

1. U lbricht gab zu, daß 24 
Prozent a ller Industriebetriebe 
in  der Zone m it Verlust arbei­
ten. Im  Vorjahr aber waren 
es noch 19,8 Prozent. U lbricht 
verschwieg, daß es sich bei der 
H ä lfte  a ller heutigen Verlust­
betriebe um vom  Moskauer Rat 
fü r gegenseitige W irtschafts­
h ilfe  (SE W ) geforderte Neu ­
gründungen handelt, während 
die Mehrzahl der vorjährigen 
Verlustbetriebe inzwischen
durch radikale Lohnsenkungen 
und ähnliche Maßnahmen „ren­
tabel“  geworden ist. E r  ver­
schwieg auch, daß von Herbst 
1956 bis Sommer 1958 insgesamt 
25 Großbetriebe entstehen w er­
den, die nur im Rahmen der 
Ostblockrüstung produzieren
sollen. D ie hierzu erforder­
lichen Subventionen müssen von 
den gegenwärtigen Leichtindu­
strie-Betrieben und zivilen  P ro ­
duzenten durch neue Einsparun­
gen herausgewirtschaftet w er­
den. Jede Bemühung, einen Be­
trieb rentabel zu machen, le i­
stet also nur neuen SED-Expe- 
rimenten Vorschub. 2. U lbricht 
gab zu, daß der P lan zum w e­
sentlichen T e il aus M angel an 
Rohstoffen nicht erfü llt werden 
konnte. Damit ist bewiesen, daß

nicht die Arbeiter, sondern die 
Planungsorgane schuld waren 
am M ißlingen des Plans. W ar­
um aber wurden dann diesen 
betreffenden Betrieben als R e­
pressalie die M ittel fü r die E r­
fü llung des Betriebskollektiv­
vertrages gekürzt? Und: W er 
garantiert dafür, daß die SED 

ln  den kommenden Planjahren 
genügend Rohstoffe für die 
Leicht- und Konsumgüterindu­
strie zur Verfügung stellt?  
V iele Arbeiter wandern bereits 
heute zur Schwerindustrie ab, 
w eil sie dort wenigstens den 
Rohstoffmangel nicht an der 
Lohntüte zu büßen haben.

Schlag* gegen Heimindustrie
W eiter hat U lbricht angekün­

digt, er werde „verschiedene 
Textilbetriebe zur Produktions­
umstellung veranlassen“ . Ta t­
sächlich w ollen die SED-Planer 
den Großteil der sächsischen 
und thüringischen K leinbetrie­
be, von den Textilfabriken  bis 
zur alteingesessenen Heimindu­
strie, dem neuen Fünfjahrplan 
opfern. D ie augenblickliche E x ­
portflaute bietet ihr den Vor­
wand, diese Industrien auf ver­
schiedene von den Moskauer 
Paktstaaten gewünschte P ro ­
duktionsarten umzustellen. Was 
aber soll werden, wenn Deutsch­
land einmal w iedervereinigt 
w ird ?  W er w ill die Erbschaft 
übernehmen, die U lbricht hin­
terlassen möchte? Heute zahlt 
die Zonenbevölkerung Ulbrichts 
M ißwirtschaft, soll das indu­
strielle Chaos Mitteldeutsch­
lands im Falle einer W iederver­
einigung vielleicht zu Massen­
arbeitslosigkeiten führen ? Es 
w ird  Zeit, daß man die SED- 
P laner w ieder m it dem Gesicht 
zur Zonengrenze dreht, ehe sie 
ihre Experimente in Richtung 
Osten weiterführen. Zumindest 
aber sollte sie niemand dabei 
unterstützen.
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Wir und die 
ijuez-Konferenz

D T . Für eine diplomatische 
A ktivitä t in  der F rage  der deut­
schen W iedervereinigung sind 
je tz t schlechte Zeiten. Seit M o­
naten hören w ir  amtlich aus 
Bonn, daß die Übergabe einer 
N ote an die Regierungen der 
Sowjetunion und der W est­
mächte, in  der die deutsche 
Auffassung zu diesem Prob lem  
dargestellt werden soll, „kurz 
bevorsteht“ . Heute w ird  man, 
selbst wenn die N ote inzwischen 
fertiggeste llt sein sollte, die 
sicher hohe Anforderungen an 
die Kunst diplomatischer F o r ­
mulierung stellt, m it ihrer 
Überm ittlung besser noch eine 
W e ile  warten. A u f den Kabi- 
nettisch gerade der v ier Mächte, 
auf den internationalen K on ­
ferenztisch und in den M itte l­
punkt der öffentlichen Meinung 
der W elt ist nämlich plötzlich 
und dringlich ein anderes P ro ­
blem gerückt. Das ist der Suez- 
Konflikt, der die internationale 
Diplomatie und in einigen Län ­
dern sogar die M ilitärs auf die 
höchste Alarmstufe gebracht 
hat.

Solange diese Spannung un­
gelöst andauert, ist es nicht 
zweckmäßig, die m it ihr voll- 
beschäftigten Regierungen für 
eine Forderung in Anspruch zu 
nehmen, die unter den heutigen 
Umständen erst recht am Rande 
ihrer Interessen liegt. Es ist 
deshalb besser, wenn der deut­
sche Schritt heute einmal nicht 
als „kürz bevorstehend“ be­
zeichnet w ird, sondern daß man 
nach so langer Prü fung den 
Zeitpunkt abwartet, in dem er 
inmitten einer w ieder entspann­
ten Atmosphäre bei den betei­
ligten  Regierungen und auch in 
der öffentlichen Meinung die 
gebührende Aufmerksamkeit 
finden kann. Daß dabei im 
B lick auf das nationale Ziel die 
seelische und politische K on ­
zentration der Deutschen selbst 
nicht zu leiden braucht, das' 
hat bereits dfy* Evangelische 
Kirchentag gezeigt. Diese große 
Begegnung der durch schänd­
liche Spaltung getrennten 
Landsleute w ar erfü llt von der 
K ra ft  eines natürlichen und ge­
rechten W illens zur staatlichen

Einheit. Der h ier sichtbar ge­
wordene Kraftstrom  w ird  in 
dem gleichen Maße wachsen 
müssen, w ie in der internatio­
nalen P o litik  der W ille  zur L ö ­
sung der Deutschlandfrage sich 
an ihren zweifellos großen 
Schwierigkeiten abschwächt. D ie 
evangelischen Christen aus der 
Zone und aus Westdeutschland 
haben in  gemeinsamer Unruhe 
um unsere nationale N o t ein 
Beispiel gegeben, das uns er­
m utigen kann.

K ernpunkt des 
Suez-Konflikts

W ir  selbst sind an dem Suez- 
Kon flik t erfreulicherweise* nicht 
beteiligt, aber w ir  sind an sei­
ner gerechten Lösung interes­
siert, die w ir  auch unter dem 
Gesichtspunkt werten müssen, 
daß sie der deutschen W ieder­
vereinigung keine neuen Schwie­
rigkeiten bereitet. D er W eg  
zur Einheit führt über eine 
internationale Entspannung. 
Durch verschärfte Gegensätze 
und neue Konflik te w ird  er nur 
erschwert. Das ist eine Über­
legung, die auch die deutsche 
Haltung auf der kommenden 
Konferenz beeinflussen muß.

Soeben hat der frühere P rä ­
sident Truman erklärt, daß 
er 1945 auf der Potsdamer K on ­
ferenz den Sowjets eine inter­
nationale Kontrolle der w ichtig­
sten W asserwege einschließlich 
des Panamakanals vorgeschla­
gen habe, ohne Interesse zu An­
den. Moskau ist also nicht gut 
dazu legitim iert, vorwurfsvoll 
auf den Panamakanal hinzuwei­
sen. Dabei ist noch zu bemer­
ken, daß der Panamakanal im 
Gegensatz zum Suezkanal zwar 
keinen Einschränkungen auf 
Griind eines allgemeinen in ter­
nationalen Vertrages unterliegt, 
daß aber die USA durch zw ei­
seitige Verträge mit Großbri­
tannien und Panama hinsicht­
lich der Freiheit des. Verkehrs 
fre iw illig  Verpflichtungen ein­
gegangen sind, die, im wesent­
lichen der Suez-Konvention ent­
sprechen und sogar aus ih r ent­
nommen sind.

D ie Bundesrepublik sollte sich 
also auf der Londoner K on fe­
renz unabhängig und unpartei­
isch darum bemühen, zwischen 
dem Respekt vor der Souveräni­
tät Ägyptens und der Notwen­

digkeit einer international ga­
rantierten Verkehrsfreiheit eine 
Verständigung auf der L in ie 
einer fortschrittlichen interna­
tionalen Rechtsgestaltung zu 
finden, die dann auch fü r an­
dere W asserwege vorbildlich 
sein sollte.

Di© Meinung Bismarcks 
W ir  sind also an der verstän­

digen Lösung des Konfliktes, 
aber keineswegs an seinen ge­
fährlichen W eiterungen inter­
essiert, die eine gewaltsame In ­
tervention erfahrungsgemäß ein­
schließt. Man kann in  dieser 
Hinsicht an eine Kontroverse 
erinnern, die vor 70 Jahren zw i­
schen Bismarck und dem eng­
lischen Außenminister Lord  
Granville um die englische P o li-  
t ig  gegenüber Ägypten statt­
fand. Lord  Granville hatte da­
mals, es w ar im März 1885, im 
Parlament behauptet, Bismarck 
habe der Londoner Regierung, 
als sie 1881/82 vor der Frage 
eines m ilitärischen E ingriffs in 
Ägypten stand, den Rat ge­
geben, Ägypten „einfach zu neh­
men“ , und zwar m it dem H in ­
tergedanken, zwischen den in 
Ägypten rivalisierenden Mäch­
ten England und Frankreich 
Unfrieden zu stiften. W en ige 
Tage später hat sich Bismarck 
in einer Rede vor dem Reichs­
tag  leidenschaftlich gegen den 
Vorw urf gewehrt, er liabe die 
englische Regierung „durch 
lockende Versprechungen von 
fremdem Besitztum von dem 
P fad  der Tugend ablocken“ und 
dadurch in Europa Verw irrung 

vanrichten wollen. Das sei vö llig  
unrichtig. V ielm ehr habe er, von 
englischer Seite um seine M ei­
nung befragt, von einer Annek- 
tion Ägyptens dringend abgera­
ten. W oh l sähe er ein, so habe 
er seinen englischen Befragern 
geantwortet, daß es fü r England 
ein Bedürfnis wäre, '„e ine ge­
wisse sichere Stellung in diesem 
Bindeglied seines europäischen 
und seines asiatischen Etablisse­
ments“ zu haben. England 
könnte aber diese Stellung, ohne 
m it den Verträgen in  Ko llision  
zu kommen, nur durch den Sul­
tan gewinnen. „W enn dagegen 
England“ , so * berichtete B is­
marck über die von ihm gege­
bene Empfehlung weiter, „eine



Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungzone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. E e g n i  
Berlin-Tem pelhof I  

M anfred-v.-Biehtliofen-Str. 2, XI 
Fa lls  Sie den kleinen TAG  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift. 4 

W ir  danken Ihnen fü r  Ih re 
H ilfe .

Politisierung des Kirchentages gescheitert
E in e  B ila n z  des g ro ß en  T r e f fe n s  in  F ra n k fu r t  

D er Deutsche Evangelische Kirchentag in Frankfurt hat seine 
Vorgänger auf seine W eise übertroffen. E r war gew iß nicht so 
aufwühlend w ie der K irchentag in Leip zig , nicht einmal so 
aufwühlend w ie der Kirchentag in. Hamburg, der durch die 
erstm alige Anwesenheit von Tausenden aus der Sowjetzone ge­
prägt wurde. Aber die Tage  in Frankfurt haben sichtbar ge­
macht, was in der evangelischen Gemeinde vor sich geilt. Da-s 
Schlußwort der Hauptversammlung drückt es m it den Worten, 
aus, „daß w ir  unsere Vergangenheit nicht bewältigt haben“ , 
und deshalb „ lieg t in a ller Geschäftigkeit des • neugeschenkten 
Daseins ein tiefes Unbehagen und geheime Angst“ .
Es is t ein Suchen und Ringen Der Versuch ist gemacht wor-

im  Gange um das rechte Ver­
ständnis von Gottes W ort und 
um das rechte Leben nach Got­
tes W ort, das nicht zur Buhe, 
kommen w ill. Überall dringt 
das Verlangen nach Intensivie­
rung des christlichen Lebens 
hervor.

D iese Grundstimmung ließ 
eine Po litis ierung der Tage in 
Frankfurt gar nicht erst zu.

Nusehke soll zu Hause anfangen!
Es gäbe Möglichkeiten -

Berlin (Eigenmeldung). Zu den 
Äußerungen der sowjetzonalen 
Po litik er Nuschke und Dieck­
mann anläßlich des Frankfurter 
Kirchentages nimmt die E x il­
CDU in  fo lgender Erklärung 
Stellung:

Nuschke und Dieckmann ver­
suchen, die Verw eigerung fre ier 
Wahlen durch Pankow  m it der 
P o litik  der Bundesregierung seit 
1952, der Zugehörigkeit zur 
N A T O  und der Aufstellung der 
Bundeswehr zu rechtfertigen. 
Demgegenüber ist festzustel­
len, daß in  der Sowjetzone 
schon im  Dezember 1947 m it der 
volksdemokratischen B ildung 
des sogenannten „Deutschen 
Volkskongresses“ der Grundsatz 
fre ier gesamtdeutscher Wahlen 
aufgegeben und fü r die So­
w jetzone selbst im Jahre 1950 
die fre ie W ahl durch d ie-E in - 
heitsiiste ersetzt worden ist. 
Lange Zeit also, ehe an EVG, 
N A T O  und Bundeswehr über­
haupt gedacht wurde, hat Pan­
kow bereits den W eg  zu freien 
gesamtdeutschen W ahlen blok- 
kiert.

Es waren gerade die pseudo­
bürgerlichen Funktionäre, die 
den Kommunisten geholfen ha­
ben, diesen entscheidenden 
Bruch demokratischer Grund­
sätze vorzunehmen und ihn

Exil-CDU stellt richtig
scheinheilig ¡zu begründen. 
W ährend zum Beispiel Nuschke 
noch am 12. Oktober 1949 
s c h r i e b „ E i n e  Einheitsliste 
kommt fü r uns nicht in  F rage“ , 
nahm er schon ein halbes Jahr 
später die Einheitsliste an und 
propagierte sie sogar. Der 
„Volkskammerpräsident“ Dieck­
mann hat sich nicht gescheut,

den. Die o ffiziellen  Vertreter 
der Söwjetzone m it Nuschke 
und Dieckmann an der Spitze 
meinten offensichtlich, ihre poli­
tische Offensive auch auf dem 
Boden des Kirchentages voran­
tragen zu können. Sie sind ge­
scheitert. Sie haben das sofort 
damit begründet, daß ihnen aus 
politischer Abneigung eine un­
tergeordnete Ro lle  zugewiesen 
worden sei.

Auch auf dem Frank fu rter, 
K irchentag ist mit Leidenschaft8 
über das Problem  der W ieder­
vereinigung gesprochen worden. 
Es kamen auch das Problem  
des totalitären Staates und der 
W ehrpflicht zur Sprache. W ie ­
der kam es, w ie in Hamburg, 
zu einem spontanen Ausbruch 
einer Teilnehmerin aus der 
Sowjetzone. Diesmal r ie f eine 
Konsistorialrätin aus M agde­
burg aus, daß auch die P fa rrer

sein Am t zu übernehmen, ob- '  *n der Zone „sündigen“ müssen.
wohl die Volkskammer sogar 
im W iderspruch zu der D D R- 
Verfassung (A rtike l 51) nicht 
nach den dort vorgeschriebenen 
Grundsätzen der .Verhältnis­
wahl, sondern durch Einheits­
liste gebildet worden war. Diese 
Po litik er und ihre Funktionärs­
gruppen haben durch ihre Zu­
stimmung auch die verfassungs­
w idrige Auflösung der deut­
schen Länder in der Sowjetzone 
und die Aufhebung der Län ­
derverfassungen ermöglicht.

A lle  Erklärungen Pankower 
Sprecher entbehren jeder Glaub­
w ürdigkeit, solange sie nicht 
endlich im eigenen Bereich die 
demokratische Freiheit herstel- 
len. Sie brauchte2i zum Bei-, 
spiel nur die von den Sowjets 
1946/47 genehmigten Verfassun­
gen der Länder Brandenburg, 
Thüringen, Sachsen, Mecklen­
burg und Sachsen-Anhalt w ie­
der in K ra ft zu setzen uncl

Bei der Erörterung dieser 
Problem e kam die große Un­

ru h e  zum Ausdruck, von der die 
evangelische Gemeinde erfü llt 
ist. D ie Menschen fragen sich, 
w ie ihre Existenz im zwanzig­
sten Jahrhundert echtem Chri­
stentum entspricht, w ie w eit sie 
der modernen Zeit gerecht w ird, 
w ie  w eit sie nach Gottes W ort 
gelebt w ird. Dabei steht über 
allem  das Gefühl einer großen 
Vereinsamung gerade in der 
Massenwelt.

w irklich zu befolgen. Dem ge­
samtdeutschen politischen Ge­
spräch stünde nichts im W ege, 
wenn auf diese oder andere 
W eise eine Rechte demokratische 

. Vertretung % Mitteldeutschlands 
geschaffen würde. Aber solcher 
Forderung haben sich Nuschke 
und Dieckmann seit jeher und 
auch jetzt in Frankfurt ent­
zogen.



Rathaus ungewöhnlich international
Jahrestagung der Weltjugendorgamsation eröffnet

Berlin  (Eigenbericht). Einen 
ungewöhnlich farbigen, inter­
nationalen Anblick bot der vo ll­
besetzte Saal des Abgeordneten­
hauses im^Rathaus Schöneberg, 
als die Jahrestagung der „W orld  
Assem bly o f Youth“ (W A Y ) er­
öffnet wurde. Aus 65 Ländern 
sind Delegierte, zum T e il in den 
malerischen Trachten ihrer H e i­
mat, nach B erlin  gekommen, 
um hier an dieser bedeutsamen 
Konferenz der Dachorganisation 
der nationalen Jugendvereini­
gungen teilzunehmen.

Ausdruck der w eltweiten V er­
bundenheit der Jugend war es, 
als während der Eröffnungs­
sitzung die einzelnen D elegati­
onen vom Präsidenten des V er­
bandes vorgestellt wurden und 
sich von ihren Sitzen erhoben. 
Belgien, Britisch-Guayana und 
Kamerun waren die ersten Län ­
der, die genannt wurden, denen 
dann in der langen Reihe der 
vertretenen Nationen u. a. auch 
Zentral-Kongo, Ceylon, Ä gyp ­
ten, Haiti, Indonesien, M auri­
tius, Paraguay, Togo, Trin idad 
und Vietnam folgten. Von den 
65 Delegationen gehören 15 vo r­
läufig noch nicht zu den V o ll­
m itgliedern.

Besonderen Beifa ll erhielten 
bei dieser Vorstellung die Dele-

Irreführende
Die Kennzeichnung

Bonn (D PA ). Das Bulletin der- 
Bundesregierung kritisierte, daß 
in fast allen ausländischen 
Nachkriegsatlanten die geogra­
phische Lage  Deutschlands un­
zulänglich dargestellt ist. Dabei 
sei es bedauerlicherweise ganz 
gleich, ob die Atlanten im so­
w jetisch beeinflußten Bereich, 
von neutralen Kartenverlagen 
oder in den N ATO -Ländern  her­
ausgebracht werden.

Fast ausnahmslos w ird  als 
Deutschland nur das, Gebiet der 
Bundesrepublik und der sow je­
tischen Besatzungszone bezeich­
net. D ie Ostgebiete des Deut­
schen Reiches in den Grenzen 
von 1937 rechne man durchweg 
zu Polen und zur Sowjetunion. 
D ie deutschen Ortsnamen w ür­
den durch polnische und rus­
sische ersetzt. Bei Durchsicht

gierten des Deutschen Bundes- 
jugendringes als die Vertreter 
der diesjährigen Tagung.
D er Bundesbevollmächtigte Dr. 

Vockel begrüßte die Ratsver­
sammlung der W A Y  und er­
innerte daran, daß Deutschland 
in den schweren Jahren der 
Nachkriegszeit von den der 
W A Y  angeschlossenen Organi­
sationen große m aterielle und 
ideelle H ilfe  fü r seine K inder 
und Jugendlichen erhalten habe. 
D ie Bundesregierung, so sagte 
Vockel, w erde ihrer dankbaren 
Anerkennung dadurch Ausdruck 
geben, daß sie im  Rahmen der 
deutschen Organisationen der 
W A Y  nun an der Beseitigung 
frem der N ot m itarbeiten werde.

B erlin  (AP/D PA ). M it der 
Teilnahm e von rund 25 000 K a ­
tholiken aus der Sowjetzone 
und Ostberlin am diesjährigen 
Katholikentag vom 29. August 
bis zum 2. September in  Köln  
rechnen die zuständigen Stellen 
der Katholischen Kirche. Grund­
lage fü r diesen starken Besuch 
katholischer Christen aus dem 
sowjetisch besetzten Gebiet

von etwa 75 im  westlichen und 
neutralen Ausland neu heraus­
gekommenen Atlanten trage nur 
ein Schweizer Atlas der vö lker­
rechtlichen Lage  Gesamtdeutsch­
lands Rechnung.

„Wir lassen Berlin nicht im Stich"
Berlin  (Eigenm eldung). In  

einem Schreiben an den Bundes- 
bevollmächtigten Dr. Vockel hat 
Bundeskanzler Dr. Adenauer sei­
ner Freude iiber den Rückgang 
der Arbeitslosenziffer in Berlin 
unter die 100 000-Grenze Aus­
druck gegeben?. In  diesem 
Schreiben versichert der Bun­
deskanzler von neuem, daß die 
Bundesrepublik Berlin  niemals 
im  Stich lassen werde. x

D er Am tierende Regierende 
Bürgerm eister Amrehn hieß die 
Versammlung im  Namen des 
Senats w illkommen und erklärte, 
die von der Jugend entwickel­
ten geistigen K rä fte  könnten 
das A n tlitz  der Erde prägen. 
Schon heute seien die jungen 
Menschen dazu besser berufen 
als die alte Generation, die von 
Vorurteilen lebe. Besonders hob 
Amrehn die Bedeutung der Ras­
senfrage bei den Diskussionen 
der nächsten Zeit hervor. Da die 
Rassengleichheit in  den Verfas­
sungen stehe, sei sie also nicht 
selbstverständlich. D ie Jugend 
aber habe die Vorurteile über­
wunden. Berlin habe im übrigen 
sein Schicksal gemeistert, w eil 
h ier jung und a lt gemeinsam 
die Verantwortung getragen 
hätten.

Deutschlands sind die in diesen 
Tagen  erfolgreich abgeschlosse­
nen Verhandlungen des K om ­
missariats der Fuldaer Bischofs­
konferenz m it dem Innenmini­
sterium der Sowjetzone. D ie"1 
Wünsche im H inblick auf Aus­
fertigung von Reisebescheini­
gungen und Bereitstellung von 
Transportraum fü r die Teilneh­
m er aus der Zone seien in be­
friedigendem  Um fang erfü llt 
worden, heißt es in einer M it­
teilung des Kommissariats.

Erzbischof Mächens *
Hildesheim  (A P ).  Der Bischof 

von Hildesheim , Erzbischof Dr. 
Godehard Mächens, ist am 
Bienstagm orgen kurz vor der 
Vollendung des 70. Lebensjah­
res an den Folgen  eines schwe­
ren Magerileidens verstorben.

Dr. Mächens leitete das B is­
tum Hildesheim  seit 1934 als 
Nachfo lger des zum Bischof von 
Berlin  ernannten Dr. N ikolaiis 
Bares. Im  Juli 1956 verlieh ihm 
Papst Pius X I I .  den persön­
lichen T ite l des Erzbischofs und 
ernannte ihn gleichzeitig  zum 
Päpstlichen Thronassistenten.

Das Bistum Hildesheim , das 
sich auch auf Gebiete der Zone 
erstreckt, ist m it rund 33 000 
Quadratkilometern räumlich eine 
der größten deutschen Diözesen.

Deutschland-Karten
der Oder-Neiße-Gebiete ist falsch

25000 ans der Zone mm Katholikentag
Wünsche auf Reisebescheinigungen wurden erfüllt



So sind sie wirklieht

Die Rache des Schriftstellers
In Ostberlin kam dieser Tage 

ein Buch auf den Markt, das 
nur der Kenner kommunisti­
scher Geschichte verstehen wird. 
Es ist von Lu dw ig  Renn und 
heißt: „D er spanische K r ie g “ . 
Das Buch wurde bereits vor 
Jahren geschrieben, und sein 
Verfasser sollte eigentlich den 
Nationalpreis 1954 dafür erhal­
ten. Dann aber wurde es über­
raschend vom  „Aufbau-Verlag“ 
abgelehnt. Es hieß, Renn habe 
„verschiedene Vorgänge des spa­
nischen Bürgerkrieges falsch 
verstanden“. Das mußte um so 
m erkw ürdiger anmuten, als 
Renn immerhin eine A rt Gene­
ralstabschef der Internationalen 
Brigaden war, wenn er nicht 
selbst als Truppenkommandeur 
auftrat. Nun ist das Buch her­
aus. Offenkundig neu bearbei­
tet, aber: Das W erk  eines in­
tellektuellen Dem agogen!

Run auf ein Buch
In  betont naiver Sprache hat 

Renn hier Zusammenhänge der 
rotspanischen N iederlage aufge­
zeigt, die nur aus einer tiefen  
Absicht dargestellt sein können. 
W er die Geschichte des spani­
schen Bürgerkrieges beherrscht 
und zwischen Zeilen zu lesen 
vermag, w ird  seine helle Freu­
de daran haben. In  Parte ikrei­
sen war das Buch eine Sensa­
tion, und man zwinkert sich 
noch heute unter den „alten 
Spanienkämpfern“ zu : „Renn
hat ihnen das Verbot gew altig  
heim gezahlt!“

W er aber ist dieser Lu dw ig  
Renn, auf dessen Spanien- 
Schilderung ein Run a ller K en ­
ner begonnen hat? Renn ist 
ein Pseudonym. Der 1889 in 
Dresden geborene Arnold F r ied ­
rich V lieth  von Golzenau war 
O ffizier und Leibgrenadier des 
Kön igs von Sachsen. Bataillons-, 
kommandeur im W eltkrieg, 
stieß er 1919 als vorübergehend 
zur Schutzpolizei eingesetzter 
Student zu kommunistischen 
Kreisen. Seine Bücher „K r ie g "  
und „Nachkrieg“ wurden ein 
Erfolgsschlager ähnlich dem 
von Remarques „Im  W esten 
nichts Neues“ und „D er W eg  
zurück“ . E in Buch „Rußland-

LUDWIG RINN
fahrten“ , das Produkt seines 
Sowjetunion - Aufenthaltes 1929 
bis 1930, ze ig t bereits eindeu­
t ig  die Gesinnungswandlung des 
einstigen Adelsvertreters. W e­
gen dieses Buches machten ihm 
die Nazis 1933 den Prozeß und 
verurteilten ihn —  ohne jeden 
ersichtlichen äußeren Grund — 
zu 2% Jahren H aft.

Renn verzichtete auf alle An­
gebote der „Reichsschrifttums­
kammer“ , die ihn gegen  W id er­
ru f seiner Bücher freilassen 
wollte, und blieb bis 1935 im 
Gefängnis. Sozialdemokratische 
Freunde “brachten ihn ins 
Schweizer Ex il. H ier brachte er 
das Buch „V or großen W and­
lungen“ heraus. Im  spanischen 
Bürgerkrieg durchschaute er als 
einer der ersten die U nfähig­
keit und politische Ignoranz 
der kommunistischen Generale, 
ohne allerdings den Mut zur 
Konsequenz zu finden. Machtlos 
erlebte er die Erschießung sei­
ner eigenen Untergebenen, die 
m it den spanischen Syndikali­
sten gegen  Franco Wfit-erkämp- 
fen  wollten. Erst nach 1950 
fand er den Mut, seine spani­
schen Erinnerungen —  wenn 
auch unter Verschweigung v ie­
le r  Passagen — niederzuschrei­
ben. D ie SED-Lektoren wußten, 
warum sie auch diese Bücher 
verboten.

M it Paul M erker in Mexiko
Renn kam in eine heikle Si­

tuation, als die SED 1950 ge­
gen das Politbürom itglied  Paul 
M erker und andere Mexiko- 
bzw. Frankreich - Em igranten 
vorging. Renns -Name ist als 
Vorsitzender der ■Widerstands­
bewegung „Freies Deutschland“ 
in M exiko bekannter geworden 
als die Moskauer „Nationalko- 
m itee“ -Funktionäre jem als P o ­
pularität erreichten. A ls er 1947 
^ach Deutschland zurückkehrte, 
um in Dresden still und zu­
rückgezogen als Professor für 
Anthropologie zu wirken, fürch­
tete ihn die Parte i derart, daß 
sie ihn vö llig  isolierte. Eine 
SED-Zeitung brachte es soga,r 
fe rtig , 1950 von dem „le ider vie l

zu früh verstorbenen Schrift­
steller Genossen L u dw ig  Renn" 
zu sprechen.

Seit die deutsche Stalin-Cli­
que in  die Enge getrieben wur­
de, g ib t es viele Stimmen, die 
Lu dw ig  Renn w ieder aus der 
Versenkung holen möchten.. Die 
Herausgabe seines .„Spanischen 
K rieges“ durch den Aufbau- 
V erlag  ist zweifellos ein erster 
Triumph. Aber Renn ist abge­
käm pft nach diesen Jahren. Es 
scheint, daß er m it diesem Buch 
noch einmal Rache übte an den 
doktrinären Zensoren ' der P a r­
teiverlage. Aber .ihm fehlt- die 
innere K ra ft, um die R o lle aus­
zuspielen, in  der ihn seine An­
hänger gerne sehen * möchten: 
D ie R o lle  des zum Kommunis­
mus bekehrten Schriftstellers, 
der fre i von Stalinschen Exzes­
sen blieb, der keine Stalin- 
Hymnen dichtete und von dem 
die Parte i vergeblich einen 
„Aufbauroman“ erwartet, - der 
durch den Namen. Ludwfig Renn 
auch in  bürgerliche Bücher­
schränke hineingetragen würde. 
Der Kommunismus hat - ihn 
müde gemacht, diesen Vlieth 
von Golzenau, er vermochte ihn 
nur noch in  einem Buch zu iro­
nisieren.

SSD, herberen!
Der kleine TA G  w ird ver­

sandt and verteilt ohne
Rücksicht aal die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zn 
erfahren. Wer Verdacht bat. 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 7 
also ruhig bei der Polizei, 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens
wird> er auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber: Deutschland-Ver­
lag GmbH., Berlin-Tem pelhof 1, 
Druck: W . Büxenstein. GmbH 
Manfred - von - Richthof en-Str. S.



Kadersterben in  der SED
D ie  P a r te i, d e r  m an  das R ü c k g ra t  e n tzo g e n  hat 

Seit einigen Wochen herrscht in  der SED die Praxis, 
unangenehme politische Auseinandersetzungen nicht mehr in 
der Öffentlichkeit auszutragen. Das hat zu vielen Fehlbeurtei­
lungen über die innere Situation der SED geführt. Es schien, 
als tobten nun intern der Streit um den Stalin-Kult oder etwa 
die Amtsentsetzung des Parteichefs. In  W irklichkeit spielt sich 
etwas ganz anderes hinter den Kulissen ab. Niemand spricht 
mehr von Stalin, und Ulbrichts umstrittene Persönlichkeit tritt 
h inter ganz anderen Erwägungen zurück. D ie SED macht eine 
K rise  durch, deren Ende und Ausgang niemand ahsehen kann. 
Sie ist im  Begriff, das letzte Rückgrat, den kleinen Stamm 
treuer Kommunisten, d ie bisher a lle Feh ler der Parteiführung 
nach unten abzuschirmen wußten, zu verlieren.

D ie Sache begann auf den 
letzten Parteiaktivkonferenzen, 
d ie sich mit den Beschlüssen 
der 2S. Tagung des Zentral­
komitees zu befassen hatten. 
A ltverdiente Parteigenossen, de­
ren M itgliedsbücher o ft noch 
aus den zw anziger Jahren da­
tierten, baten plötzlich um En t-1 
bindung von ihrer Funktion.

Es schien, als wären a ll die 
Krankheits- und ’ Altersgründe, 
die hier- vorgebracht wurden, in 
einer A rt  Massenpsychose akut 
geworden. SED-M itglieder, die 
normalerweise im Parteibüro 
gestorben wären, baten plötz­
lich auf Grund ihres hohen A l­
ters, „einen jungen Genossen“ 
einzusetzen. In  den W ohnge­
bietsleitungen, den Domänen 
a lter Parteiveteranen, mußten 
plötzlich sogar Kandidaten als 
Sekretäre nominiert werden, 
w eil sich von den „A lten “  nie­
mand mehr bereit fand. Was 
noch niemals geschehen is t: D ie 
gegenwärtigen unteren Pa rte i­
leitungswahlen müssen zwei- 
und dreimal verschoben werden, 
w eil es nicht möglich ist, die 
Leitungen auf fre iw illig er  Ba­
sis zu besetzen. Selbst die D ro­
hung m it Rückstufung in den 
Kandidatenstand bleibt ohne 
E r fo lg : Niemand w ill seinen

•Mitgenossen als Funktionär ge­
genübertreten!

Parteischulung ausgesetzt 
Die gesamte Parteischulung 

ist seit Wochen ausgesetzt. 
Man kommt zwar h ier und da 
routinemäßig zusammen, aber 
es g ibt keine politischen Leh r­
pläne und keine Argumenta­
tionsgrundlagen. Irgend jemand 
referiert über den letzten L e it ­
artikel der Parteipresse, gele­
gentlich w ird  etwag M arx vor­

gelesen, und im  übrigen be­
schäftigt man sich vornehmlich 
m it „w irtschafts - technischen 
F ragen“ . W as das fü r eine kom­
munistische Pa rte i bedeutet, 
läßt sich nur schwer w iederge­
ben. Tausende junger Kandida­
ten und in  den letzten beiden 
Jahren zur Pa rte i gestoßener 
Leute sind auf einmal m it der 
Parte i nur noch durch das M it­
gliedsbuch und die Beitragszah­
lung verbunden. F ü r die fe r ­
tigen  Thesen, die ihnen die 
Parteipresse m it auf den W eg  
gibt, feh lt ihnen jede theore­
tische Unterlage. Von den alten 
Kommunisten, die sich Zug um 
Zug zurückziehen, werden sie 
m itle id ig  belächelt, und die P a r­
tei selbst ‘ sieht sich außerstan­
de, diese Leu te politisch zu ver­
wenden. • D ie einzigen, die hier 
einspringen könnten, m it de­
ren H ilfe  der Apparat bisher 
zusammenhielt, boykottieren je ­
doch die w eitere Parteiarbeit: 
D ie alten, kommunistischen K a ­
der. Sie hat man zum Stalin- 
K u lt gezwungen, sie denken 
nicht daran, sich fü r diesen Sta­
lin -K u lt auch noch zu recht- 
fertigen . Sie haben sich von der 
Parte i im  letzten halben Jahr 
innerlich gelöst.

Das heißt nicht, daß aus die­
sen Altkommunisten Demokra­
ten oder Freunde des Westens 
geworden sind. Sie treten als 
etwas auf, das es bisher nur in 
westlichen Emigrantenkreisen 
ga b : Als „heimatlose L in k e“ . 
Und m erkwürdig: In  dieser
Stellung genießen sie unerwar­
tet Ansehen bei den jungen 
Parteim itgliedern, die der gan­
zen Entwicklung ratlos gegen­
überstehen. D ie m erkwürdig­
sten Diskussionen kommen da­
bei heraus. Man kann V s  auf

jeder Parteisitfcung beobachten: 
Junge SED-Genossen, die nie 
etwas anderes außer Stalin lern­
ten, kramen plötzlich Z itate aus 
Tschitscherins „Geschichte der 
Jugendinternationale“ aus, die 
ihnen keiner der zur Parte i 
haltenden Funktionäre zu w i­
derlegen vermag. Trotzkistische 
Argumente, Episoden des M a­
trosenaufstands von Kronstadt, 
m erkwürdige Vorgänge zw i­
schen Februar- und Oktober­
revolution 1917 tauchen auf und 
beunruhigen die Parteiführung. 
Man spricht bereits von „ge­
lenkten Provokationen“ , aber 
niemand wagt, gegen die im 
H intergrund agitierenden und 
sÄch verraten fühlenden A lt­
kommunisten vorzugehen..

Hilflose Kaderpolitik
Die Auswirkungen zeichnen 

sich deutlich ab: Aus Furcht, 
Zersetzungsarbeit und Trotzk is­
mus -im Parteiapparat zu dul­
den, setzt die SED frisch zur 
Parte i gestoßene M itg lieder auf 
die heikelsten Funktionen. Sie 
helfen dag Organisationschaos 
zu vergrößern, aber sie wissen 
wenigstens nichts von Radek, 
Sinowjew  und Tschitscherin. 
Es ist eine hilflose Kaderpolitik, 
deren Folgen  abzuwarten blei­
ben.

So also sieht es aus in  der 
SED. N icht Stalin und Ulbricht 
beherrschen die Diskussion, 
sondern der lautlose Rücktritt 
der alten Kommunisten, die 
vorerst in W artestellung gehen. 
Und die erst w ieder hervortre­
ten möchten," wenn U lbricht 
und seine Equipe verschwunden 
sind. D ieser Prozeß kann von 
außen nicht gefördert werden. 
E r ist nur geeignet, den Druck, 
der täglich stärker auf die SED 
von außen eindringt, zu unter­
stützen.

Pankow  nicht eingeladen
London (A P ). Zur Londoner 

Suezkanal-Konferenz w ird  keine 
Delegation der Sowjetzonen- 
Regierung zugelassen. E in Spre­
cher des Foreign  Office nahm 
damit zu der Ankündigung 
Pankows Stellung, man werde 
die Konferenz beschicken, ob­
wohl die Sowjetzonen-Regie- 
rung nicht eingeladen worden 
ist.



'4l%  am Ende des Urlaubs

„Auf der Hinreise konnten v/ir noch 
dort drüben Miitag essen!"

„Reg' dich doch nichi über die paar 
Milchflaschen auf, sonst war der ganze 

Urlaub umsonst!"

Wir und die Suez-Emiferenz
(Fortsetzung- von Seite 2)

direkte Annektion Ägyptens vor­
nehmen sollte, so könnte sich 
ein Verhältnis von ziemlicher 
Spannung m it mehreren europä­
ischen Mächten bilden, nament­
lich aber mit dem gesamten Mu- 
hamedanismus. Ich sähe voraus, 
daß durch eine Annektion Eng­
land sich Schwierigkeiten berei­
ten würde, welche es vermeiden 
könne, ohne auf den Zweck ge­
sicherter Verbindung zu ver­
zichten. W ie  auch der Ent­
schluß Englands ausfallen 
möge, w ir  würden ihm nicht im 
W ege stehen, w ir  empfählen 
nur Vorsicht und die Achtung 
vor den Verträgen und vor den 
Rechten des Sultans.“ Abschlie­
ßend meinte Bismarck, wenn

dieser Rat befo lgt worden wäre, 
dann v/ürde manche Verw ick­
lung später vielleicht nicht ein­
getreten sein.

Manches g ilt auch 
heute noch

Diese Kontroverse liegt heute 
70 Jahre zurück. D ie W e lt hat 
sich inzwischen vö llig  gewan­
delt, und m it ihr haben sich 
auch die Verhältnisse in  und 
um Ägypten gründlich verän­
dert. Dieses Land hat seine 
vo lle Unabhängigkeit w ieder­
erlangt, und die m ilitärische In ­
tervention, die England und 
Frankreich neben dem diploma­
tischen Konferenzweg als u lti­
ma ratio in Erw ägung ziehen,

ist nicht gegen s i e  gerichtet. 
D ie Souveränität und Freiheit 
Ägyptens sind vielmehr unbe­
stritten, und ein Vergleich zw i­
schen heute und damals ist in­
sofern keineswegs angebracht; 
es geht um andere D inge. Aber 
die Empfehlungen Bismarcks 
enthalten, wenn man sie ihrer 
zeitgebundenen Umstände ent­
kleidet, dennoch manches, was 
heute noch, Geltung • hat. kus 
ihnen lassen sich auch fü r die 
deutsche P o litik  auf der kom­
menden Konferenz ein ige kei­
neswegs veraltete Gesichts­
punkte gewinnen. N icht an letz­
ter Stelle steht der, daß sie in 
unabhängiger Haltung dazu 
beitragen muß, daß ein  leg i­
times Z iel nur m it den leg it i­
men M itteln  eines verständigen 
Vertrages gesichert w ird.



BILDER DER WOCHE. Oben: M it einem Staatsakt wurden die bisher geborgenen 
Opfer der schweren Grubenkatastrophe in Mareinelle (Belgien) beigesetzt. Im  ganzen 
Lande wehten die Fahnen auf halbmast. — Unten: Luftballons mit Kartengrüßen ließen 
mehrere tausend Kinder während des K ir chentages in Frankfurt/M. vor dem „Römer“ 

aufsteigen. Haben Sie auch eine solche Karte gefunden?


